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(Nr. 13545.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur Gewährung eines Kredits an die Nieder⸗ 
ſchleſiſche Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft. Vom 17. November 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. a 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Gewährung eines Darlehns an die Nieder⸗ 
ſchleſiſche Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft über den Betrag von 5 500 000 RAM zu verfügen. 


§ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Weiſe zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert 
der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge 
anzuſetzen. 

§ 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


8 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. November 1930. 


(Siegel.) . Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 
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(Nr. 13546.) Geſetz zur Durchführung der Gemeindebierſteuer, Gemeindegetränkeſteuer und Bürger⸗ 
ſteuer ſowie zur Abänderung des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes. Vom 
28. November 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel !. 


§ 1. 
Als Landesſatz der Bürgerſteuer werden die im $ 5 des zweiten Abſchnitts der Verordnung 
des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 311) beſtimmten Mindeſtbeträge 
feſtgeſetzt. In ſelbſtändigen Gutsbezirken wird die Bürgerſteuer nicht erhoben. 


8.2. 
Die Einführung der Bürgerſteuer erfolgt durch Gemeindebeſchluß. Der Beſchluß bedarf 
keiner Genehmigung. 


§ 3. 

(1) Wenn die Gemeinde einen Beſchluß über die Höhe der Realſteuern gefaßt hat, der die 
Verpflichtung zur Einführung der Gemeindebierſteuer, der Bürgerſteuer oder beider Steuern zur 
Folge hat, ohne gleichzeitig die Einführung zu beſchließen, oder wenn die Verpflichtung mangels 
rechtzeitiger Beſchlußfaſſung eintritt, fo kann die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der Beſchluß⸗ 
behörde dieſe Steuern einführen; entſprechendes gilt, wenn die Aufſichtsbehörde kraft Landesrechts 
für die Gemeinde die Steuerſätze feſtgeſetzt hat. Alsdann gilt für die Gemeindebierſteuer die von 
dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter feſtgeſtellte Muſterſteuerordnung als örtliche 
Steuerordnung bis zum Beginn des Monats, der auf die endgültige Beſchlußfaſſung der Gemeinde 
über die Realſteuerzuſchläge für das nächſte Rechnungsjahr oder deren Feſtſetzung durch die 
Aufſichtsbehörde folgt. 

(2) In entſprechender Weiſe kann, ſoweit es zum Ausgleiche des Haushalts der Gemeinde 
erforderlich iſt, die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der Beſchlußbehörde die Gemeindebierſteuer 
und die Bürgerſteuer oder eine dieſer Steuern einführen, wenn in der Gemeinde mehr als 350 vom 
Hundert von der Grundvermögensſteuer oder mehr als 600 vom Hundert der Gewerbeſteuer nach 
dem Ertrag oder mehr als 1200 vom Hundert der Gewerbeſteuer nach dem Kapital oder mehr als 
1800 vom Hundert der Gewerbeſteuer nach der Lohnſumme erhoben werden. Außerdem kann die 
Einführung der Gemeindegetränkeſteuer durch die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der Beſchluß⸗ 
behörde erfolgen, wenn die durch die Verordnung des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 
— zweiter Abſchnitt 8 3 — vorgeſchriebenen Vorausſetzungen gegeben find. 


8 4. 

Wird mit einem Rechtsmittel gegen die Heranziehung zur Bürgerſteuer lediglich die 
Verletzung landesrechtlicher Vorſchriften geltend gemacht, fo finden die Vorſchriften des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes über die Rechtsmittel, die Rechtsmittelbehörden und das Rechtsmittelverfahren 
Anwendung. 


8 5. 


Soweit die Heranziehung zur Bürgerſteuer, ihre Erhebung und Beitreibung und das 
Verwaltungsſtrafverfahren den Gemeinden obliegt und reichsrechtliche Vorſchriften nicht entgegen⸗ 
ſtehen, finden die Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes über direkte Steuern Anwendung. 


Artikel II. 
8 6 des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes erhält folgenden Abſatz 2: 
(2) Der ſelbſtändigen Erhebung indirekter Steuern durch den Kreis ſteht es nicht ent⸗ 
gegen, daß er von der Erhebung der Steuern in einzelnen Gemeinden deshalb Abſtand 
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nimmt, weil entweder die Gemeinde die Steuer ſelbſt erhebt oder die Erhebung der Steuer 
durch den Kreis in der Gemeinde unzuläſſig iſt. In dieſem Falle iſt im Wege der 
Vereinbarung ein billiger Ausgleich zwiſchen Kreis und Gemeinde zu ſchaffen; kommt eine 
Vereinbarung nicht zuſtande, ſo beſchließt der Bezirksausſchuß endgültig. 


Artikel III. 


(1) Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 28. Juli 1930 in Kraft. Die Vorſchrift des 
Artikels II findet unbeſchadet rechtskräftig entſchiedener Fälle auch auf ſolche indirekten Kreisſteuern 
Anwendung, die bereits vor dem 28. Juli 1930 beſchloſſen worden ſind. 


E) Mit der Ausführung des Geſetzes werden der Miniſter des Innern und der Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. In den Fällen beabſichtigter Einführung der Gemeindegetränkeſteuer iſt der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu beteiligen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. November 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Severing. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Im Miniſterialblatt „Volkswohlfahrt“ Nr. 22 vom 15. November 1930, Spalte 932 ff., ſind die 
vom Miniſter für Volkswohlfahrt auf Grund des § 225 à Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung 
erlaſſenen Ausführungsvorſchriften über das Abſtimmungsverfahren bei Errichtung von Krankenkaſſen 
vom 27. Oktober 1930 veröffentlicht. 


Berlin, den 15. November 1930. 


Preußiſches Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
2. In Nr. 21 des Miniſterialblatts der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung vom 3. November 1930 
S. 281 iſt ein Erlaß vom 14. Oktober 1930, betreffend Anderung der Vorſchriften über den Geſchäfts⸗ 


betrieb der gewerbsmäßigen Vermittlungsagenten für Immobiliarverträge (Immobilienmakler) vom 
29. November 1907/3. Februar 1911 verkündet, der ſofort in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 15. November 1930. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Oktober 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Meppen für die Begradigung der 
Landſtraße Herzlake-Fürſtenau 


durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 44 S. 126, ausgegeben am 1. November 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Oktober 1930 


über die Genehmigung des 38. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der 
Provinz Sachſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 45 S. 237, ausgegeben am 8. November 1930; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums am 27. Oktober 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Jüterbog⸗Luckenwalde für den 
Bau einer Kunſtſtraße von Stülpe über Dümde und Schönefeld bis zur forſtfiskaliſchen 
Straße Sperenberg-Gottow 


durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 48 S. 326, ausgegeben am 15. November 1930. 
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